
(4) Business Day Convention. If any due date for the payment of
principal or interest to, or to the order of, CBF is not a Business
Day such payment will not be made until the next day which is a
Business Day, and no further interest shall be paid in respect of the
delay in such payment.

§ 5
Taxation

All payments of principal and interest on the Bonds shall be made
upon deduction or withholding on account of present or future
taxes or other duties, if such deduction or withholding is required
by law.

§ 6
The Calculation Agent

Bundesrepublik Deutschland — Finanzagentur GmbH shall be the
calculation agent (the “Calculation Agent”). The Issuer may at any
time appoint another entity as Calculation Agent. The Issuer shall
give notice of any change of the Calculation Agent by publication
in accordance with § 8. Any Calculation Agent in such capacity is
acting exclusively as agent of the Issuer and does not have any
legal relationship of whatever nature with the Bondholders. It is
not in any event accountable to any Bondholder.

§ 7
Further Issues

The Issuer may from time to time, without the consent of the Bond-
holders, issue further bonds having the same terms and conditions
as the Bonds in all respects (or, as the case may be, in all respects
except for the Interest Commencement Date) so as to form a single
series with the Bonds and increase their aggregate principal
amount. In the case of such increase, “Bonds” shall mean also any
further bonds issued for such purpose.

§ 8
Notices

All notices regarding the Bonds shall be published in a leading
daily newspaper of general circulation in the Federal Republic of
Germany (expected to be the Börsen-Zeitung). Any notice will
become effective for all purposes on the day following the date of
its publication, or, if published more than once or on different
dates, on the day following the first date of any such publication.

§ 9
Miscellaneous Provisions

(1) Governing Law. The Bonds, both as to form and content, as
well as the rights and duties of the Bondholders and the Issuer
shall be governed by and shall be construed in accordance with
German Law.
(2) Listing. The Bonds shall be listed in the official market (amtli-
cher Markt) of the Frankfurt Stock Exchange.
(3) Jurisdiction. Any action or other legal proceedings arising out
of or in connection with the Bonds may exclusively be brought in
the District Court (Landgericht) in Frankfurt am Main.
(4) Language. These Terms and Conditions are written in the Ger-
man language and provided with an English language translation.
The German text shall be controlling and binding.
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1 Anwendungsbereich und Zielsetzung
Mit der „Vorläufigen Berechnungsmethode zur Ermittlung der
Belastetenzahlen durch Umgebungslärm (VBEB)“ können die Zahl
der lärmbelasteten Menschen sowie die lärmbelasteten Flächen
und die Zahl der lärmbelasteten Wohnungen, Schulen und Kran-
kenhäuser ermittelt werden, die nach der 34. Verordnung zur
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verord-
nung über die Lärmkartierung — 34. BImSchV) [3] in den Lärm-
karten anzugeben sind.
Die Berechnungsmethode ist angelehnt an die VDI 3722 Blatt 2 [8],
wurde jedoch an die Erfordernisse der 34. BImSchV sowie die
Anhänge I, IV und VI der Richtlinie 2002/49/EG [1] angepasst.
2 Begriffsbestimmungen
2.1 Immissionspegel
Werte der Indizes LDEN und LNight (in dB), die die Belastung einer
Fassade oder einer Teilfassade, repräsentiert durch Immissions-
punkte, wiedergeben.
2.2 Immissionspunkt
Immissionspegel, der für unmittelbar auf der Fassade im Freien
liegende Punkte (Immissionspunkte) in einer Höhe von 4 m über
dem Gelände berechnet wird. *)
2.3 Baublock
Teil eines überwiegend bebauten Baugebietes, der in der Regel all-
seits von topographischen Linien, insbesondere von Straßen oder
Wegen, umschlossen ist, mindestens drei Baublockseiten hat und
aus einem oder mehreren Gebäuden besteht.
2.4 Baublockseite
Teil eines Baublocks, der unabgeknickt die kleinste räumliche
Bezugseinheit eines Baublocks darstellt, bestehend aus einem oder
mehreren Gebäuden.
2.5 Gebäude
Baukörper, in dem sich eine oder mehrere Wohnungen befinden.
Gebäude können Teil eines Baublocks oder einer Baublockseite
sein.
2.6 Fassade
Abschnitt eines digitalen Gebäudegrundrisses, der von zwei auf-
einander folgenden Punkten mit anschließendem Richtungswech-
sel begrenzt wird.
2.7 Teilfassade
Teil einer Fassade, der sich ergibt, wenn eine Fassade länger als
5 m und deshalb zu unterteilen ist.
2.8 Bruttogeschossfläche
Fläche eines Gebäudes, die sich ergibt, wenn die Grundfläche mit
der Geschosszahl des Gebäudes multipliziert wird.
2.9 Wohnfläche
Bruttogeschossfläche des Gebäudes, von der nicht dem Wohnen
dienende Flächen (etwa Wände oder Treppenhäuser) abgezogen
werden. Die Wohnfläche eines Gebäudes macht durchschnittlich
etwa 80 Prozent von dessen Bruttogeschossfläche aus.
3 Ermittlung von Belastetenzahlen
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 der 34. BImSchV sind tabellarische
Angaben über die geschätzte Zahl der Menschen, die in Gebieten
wohnen, die innerhalb der Isophonen-Bänder nach § 4 Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 der 34. BImSchV liegen, erforderlich (Belastetenzah-
len). Die Angabe hat getrennt für jede Lärmart zu erfolgen.
3.1 Immissionspunkte
Bei der Berechnung der Lärmindizes LDEN und LNight liegen gemäß
§ 5 Abs. 2 und 3 der 34. BImSchV die Immissionspunkte in einer
Höhe von 4 m über dem Boden unmittelbar auf den Fassaden.
Pro Fassade soll mindestens ein Immissionspunkt gewählt werden.
Bei Fassaden mit mehr als 5 m Länge werden mehrere Immissions-
punkte ermittelt. Dazu wird die Fassade in gleich lange Teilfassa-
den mit nicht mehr als 5 m und nicht weniger als 2,5 m Länge
aufgeteilt. Die Immissionspunkte liegen immer auf der Mitte der
Fassade oder Teilfassade.
Mehrere aufeinander folgende Fassadenabschnitte mit weniger als
jeweils 2,5 m Länge, die zusammen eine Länge von mehr als 5 m
haben, werden wie eine zusammenhängende Fassade betrachtet
und ebenfalls in Teilfassaden aufgeteilt.
3.2 Berechnung der Lärmindizes
Die Berechnung der Lärmindizes erfolgt jeweils für den Straßen-
lärm, Schienenlärm, Fluglärm und Industrie- und Gewerbelärm
getrennt, entsprechend den Vorläufigen Berechnungsmethoden für
den Umgebungslärm [4 bis 7].
3.3 Zuordnung von Einwohnerzahlen zu Gebäuden
Die Ermittlung der Belastetenzahlen baut auf die Verwendung amt-
lich verfügbarer Daten auf. Dies können sowohl Daten amtlicher
Stellen wie die Geschosszahl GZ oder auch die Grundfläche G
eines Gebäudes als auch statistische Angaben zur pro Einwohner
verfügbaren Wohnfläche, bezogen auf die betrachteten Immis-
sionspunkte, sein.
Verfahren zur Zuordnung der Einwohnerzahlen zu Gebäuden
anhand verschiedener Datengrundlagen sind in den Nummern
3.3.1 bis 3.3.4 aufgeführt.
Voraussetzung für die Schätzung der Einwohnerzahlen pro
Gebäude ist bei ungenauer Datenlage immer die Grundfläche G
eines Gebäudes und die Geschosszahl GZ.
3.3.1 Einwohnerzahlen liegen für unterschiedliche Bezugsräume
vor
Nach der in der nachfolgenden Tabelle beschriebenen Methode
wird in Abhängigkeit von der Art der zur Verfügung stehenden
Einwohnerzahlen die Zahl der Bewohner eines Gebäudes
bestimmt.

Einwohnerzahlen
liegen vor für:

Einwohnerzahlen EZ werden für das jeweils betrach-
tete Gebäude wie folgt bestimmt:

Wohnungen

Gebäude Einwohnerzahlen werden direkt dem betrach-
teten Gebäude zugewiesen.

Baublockseiten

Baublöcke

Ortsteile

Ort

Es bedeuten:
EZ = Einwohnerzahl
V = Volumen von zu Wohnzwecken genutzten Gebäuden
GZ = Geschosszahl
G = Grundfläche des Gebäudes
h = Geschosshöhe in m (als mittlere Geschosshöhe kann

3 Meter angenommen werden).
„gesamt“ steht für eine auf das gesamte Untersuchungsgebiet
(etwa Baublock oder Ort) bezogene Angabe

*) Hinweis: Für die programmtechnische Umsetzung wird aus algorith-
mischen Gründen ein einheitlicher Abstand von 0,1 m vor der Fassade
empfohlen.

3.3.2 Wohnflächen pro Einwohner liegen für unterschiedliche
Bezugsräume vor
Nach der in der nachfolgenden Tabelle beschriebenen Methode
wird die Zahl der Bewohner eines Gebäudes bestimmt, wenn die
Wohnfläche pro Einwohner bekannt ist.

Wohnflächen pro
Einwohner liegen
vor für:

Einwohnerzahlen EZ werden für das jeweils betrach-
tete Gebäude wie folgt bestimmt:

Baublockseiten

Baublöcke

Ortsteile

Ort

Es bedeuten:
EZ = Einwohnerzahl
GZ = Geschosszahl
G = Grundfläche des Gebäudes
WE= Wohnfläche pro Einwohner
„0,8“ ist der Umrechnungsfaktor Bruttogeschossfläche nach
Wohnfläche

H i n w e i s : Die „Wohnfläche pro Einwohner“ ist erfahrungs-
gemäß erst ab der Ebene „Baublockseite“ verfügbar.

Aktuelle Angaben sind bei den Statistischen Ämtern des Bundes
und der Länder verfügbar. Für das Jahr 2003 werden vom Statisti-
schen Bundesamt etwa folgende Mittelwerte angegeben:
— Alte Bundesländer: WE = 41 m2 Wohnfläche/Einw.
— Neue Bundesländer: WE = 38 m2 Wohnfläche/Einw.
3.3.3 Wohnflächen liegen für unterschiedliche Bezugsräume vor
Nach der in der nachfolgenden Tabelle beschriebenen Methode
wird in Abhängigkeit von der Art der zur Verfügung stehenden
Wohnflächen die Zahl der Bewohner eines Gebäudes bestimmt.

Wohnflächen liegen
vor für:

Einwohnerzahlen EZ werden für das jeweils betrach-
tete Gebäude wie folgt bestimmt:

Wohnungen

Gebäude

Baublockseiten

Baublöcke

Ortsteile

Ort

Es bedeuten:
EZ = Einwohnerzahl
V = Volumen von zu Wohnzwecken genutzten Gebäuden
GZ = Geschosszahl
G = Grundfläche des Gebäudes
F = Wohnfläche
WE = Wohnfläche pro Einwohner

(Hinweise siehe Nummer 3.3.2)
h = Geschosshöhe in m (als mittlere Geschosshöhe

kann 3 Meter angenommen werden).
„gesamt“ steht für eine auf das gesamte Untersuchungsgebiet
(etwa Baublock oder Ort) bezogene Angabe

3.3.4 Weder Einwohnerzahlen noch Wohnflächen liegen vor
Nach der in der nachfolgenden Tabelle beschriebenen Methode
wird die Zahl der Bewohner eines Gebäudes bestimmt, wenn
weder Einwohnerzahlen noch Wohnflächen der Wohnungen
bekannt sind.

Einwohnerzahlen EZ werden für das jeweils betrachtete Gebäude wie folgt
bestimmt:

Es bedeuten:
EZ = Einwohnerzahl
GZ = Geschosszahl
G = Grundfläche des Gebäudes
WE = Wohnfläche pro Einwohner

(Hinweise siehe 3.3.2)
„0,8“ ist der Umrechnungsfaktor Bruttogeschossfläche nach
Wohnfläche

3.4 Ermittlung von Belastetenzahlen in den einzelnen Pegelberei-
chen
Da die Lage, die Größe und der Grundriss der Wohnungen in den
Gebäuden im Allgemeinen nicht bekannt sind, werden als Nähe-
rung alle Einwohner eines Gebäudes gleichmäßig auf die für das
Gebäude festgelegten Immissionspunkte verteilt. Der so bestimmte
Wert „Einwohner pro Immissionspunkt“ wird dem Immissionswert
an diesem Punkt zugeordnet.
Durch die Vorgaben zur Festlegung der Immissionspunkte ist wei-
testgehend sichergestellt, dass für jede Wohnung mindestens ein
Immissionspunkt ermittelt wird.
Die Immissionspegel werden mit den ihnen zugeordneten Einwoh-
nerzahlen in den Pegelbereichen nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 der
34. BImSchV zusammengefasst. Aufgrund der hohen Anzahl an
Immissionspunkten (oft für relativ wenige Einwohner) ist es not-
wendig, die Zahl der Belasteten in den einzelnen Berechnungs-
schritten durchgehend mit Fließkommazahlen zu berechnen.
Die Ergebnisse je Pegelbereich sind auf 100 Einwohner zu runden.
4 Ermittlung von lärmbelasteten Flächen
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 der 34. BImSchV ist eine tabellarische
Angabe über lärmbelastete Flächen, die mit LDEN-Werten von grö-
ßer als 55, 65 und 75 dB belastet sind, erforderlich. Die Angabe hat
getrennt für jede Lärmart zu erfolgen.
Der Ermittlung der Flächenanteile liegen die Lärmkarten für die
einzelnen Quellen zugrunde. In Abhängigkeit von der Rasterweite
wird jedem Berechnungspunkt die entsprechende Fläche zugeord-
net. Für ein 10 m × 10 m Raster repräsentiert ein Immissionspunkt
eine Fläche von 100 m2, die mit dem berechneten Pegel belastet ist.
Aufgrund der geringen Flächen der einzelnen Rasterpunkte ist es
notwendig, die Zwischenergebnisse mit einer Auflösung von 1 m2

zu bestimmen.
Die Gesamtfläche je Pegelbereich ist in km2 (auf ganze Quadrat-
kilometer gerundet) anzugeben.
Rasterpunkte, auf denen keine Berechung der Immissionspegel
erfolgt (z. B. innerhalb von Gebäuden mit einer Höhe größer 4 m,
Wasserflächen), werden bei der Ermittlung der Flächenanteile
nicht berücksichtigt.
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(4) Business Day Convention. If any due date for the payment of
principal or interest to, or to the order of, CBF is not a Business
Day such payment will not be made until the next day which is a
Business Day, and no further interest shall be paid in respect of the
delay in such payment.

§ 5
Taxation

All payments of principal and interest on the Bonds shall be made
upon deduction or withholding on account of present or future
taxes or other duties, if such deduction or withholding is required
by law.

§ 6
The Calculation Agent

Bundesrepublik Deutschland — Finanzagentur GmbH shall be the
calculation agent (the “Calculation Agent”). The Issuer may at any
time appoint another entity as Calculation Agent. The Issuer shall
give notice of any change of the Calculation Agent by publication
in accordance with § 8. Any Calculation Agent in such capacity is
acting exclusively as agent of the Issuer and does not have any
legal relationship of whatever nature with the Bondholders. It is
not in any event accountable to any Bondholder.

§ 7
Further Issues

The Issuer may from time to time, without the consent of the Bond-
holders, issue further bonds having the same terms and conditions
as the Bonds in all respects (or, as the case may be, in all respects
except for the Interest Commencement Date) so as to form a single
series with the Bonds and increase their aggregate principal
amount. In the case of such increase, “Bonds” shall mean also any
further bonds issued for such purpose.

§ 8
Notices

All notices regarding the Bonds shall be published in a leading
daily newspaper of general circulation in the Federal Republic of
Germany (expected to be the Börsen-Zeitung). Any notice will
become effective for all purposes on the day following the date of
its publication, or, if published more than once or on different
dates, on the day following the first date of any such publication.

§ 9
Miscellaneous Provisions

(1) Governing Law. The Bonds, both as to form and content, as
well as the rights and duties of the Bondholders and the Issuer
shall be governed by and shall be construed in accordance with
German Law.
(2) Listing. The Bonds shall be listed in the official market (amtli-
cher Markt) of the Frankfurt Stock Exchange.
(3) Jurisdiction. Any action or other legal proceedings arising out
of or in connection with the Bonds may exclusively be brought in
the District Court (Landgericht) in Frankfurt am Main.
(4) Language. These Terms and Conditions are written in the Ger-
man language and provided with an English language translation.
The German text shall be controlling and binding.
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und Stadtentwicklung nachstehend bekannt gemacht (Anlage).
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1 Anwendungsbereich und Zielsetzung
Mit der „Vorläufigen Berechnungsmethode zur Ermittlung der
Belastetenzahlen durch Umgebungslärm (VBEB)“ können die Zahl
der lärmbelasteten Menschen sowie die lärmbelasteten Flächen
und die Zahl der lärmbelasteten Wohnungen, Schulen und Kran-
kenhäuser ermittelt werden, die nach der 34. Verordnung zur
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verord-
nung über die Lärmkartierung — 34. BImSchV) [3] in den Lärm-
karten anzugeben sind.
Die Berechnungsmethode ist angelehnt an die VDI 3722 Blatt 2 [8],
wurde jedoch an die Erfordernisse der 34. BImSchV sowie die
Anhänge I, IV und VI der Richtlinie 2002/49/EG [1] angepasst.
2 Begriffsbestimmungen
2.1 Immissionspegel
Werte der Indizes LDEN und LNight (in dB), die die Belastung einer
Fassade oder einer Teilfassade, repräsentiert durch Immissions-
punkte, wiedergeben.
2.2 Immissionspunkt
Immissionspegel, der für unmittelbar auf der Fassade im Freien
liegende Punkte (Immissionspunkte) in einer Höhe von 4 m über
dem Gelände berechnet wird. *)
2.3 Baublock
Teil eines überwiegend bebauten Baugebietes, der in der Regel all-
seits von topographischen Linien, insbesondere von Straßen oder
Wegen, umschlossen ist, mindestens drei Baublockseiten hat und
aus einem oder mehreren Gebäuden besteht.
2.4 Baublockseite
Teil eines Baublocks, der unabgeknickt die kleinste räumliche
Bezugseinheit eines Baublocks darstellt, bestehend aus einem oder
mehreren Gebäuden.
2.5 Gebäude
Baukörper, in dem sich eine oder mehrere Wohnungen befinden.
Gebäude können Teil eines Baublocks oder einer Baublockseite
sein.
2.6 Fassade
Abschnitt eines digitalen Gebäudegrundrisses, der von zwei auf-
einander folgenden Punkten mit anschließendem Richtungswech-
sel begrenzt wird.
2.7 Teilfassade
Teil einer Fassade, der sich ergibt, wenn eine Fassade länger als
5 m und deshalb zu unterteilen ist.
2.8 Bruttogeschossfläche
Fläche eines Gebäudes, die sich ergibt, wenn die Grundfläche mit
der Geschosszahl des Gebäudes multipliziert wird.
2.9 Wohnfläche
Bruttogeschossfläche des Gebäudes, von der nicht dem Wohnen
dienende Flächen (etwa Wände oder Treppenhäuser) abgezogen
werden. Die Wohnfläche eines Gebäudes macht durchschnittlich
etwa 80 Prozent von dessen Bruttogeschossfläche aus.
3 Ermittlung von Belastetenzahlen
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 der 34. BImSchV sind tabellarische
Angaben über die geschätzte Zahl der Menschen, die in Gebieten
wohnen, die innerhalb der Isophonen-Bänder nach § 4 Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 der 34. BImSchV liegen, erforderlich (Belastetenzah-
len). Die Angabe hat getrennt für jede Lärmart zu erfolgen.
3.1 Immissionspunkte
Bei der Berechnung der Lärmindizes LDEN und LNight liegen gemäß
§ 5 Abs. 2 und 3 der 34. BImSchV die Immissionspunkte in einer
Höhe von 4 m über dem Boden unmittelbar auf den Fassaden.
Pro Fassade soll mindestens ein Immissionspunkt gewählt werden.
Bei Fassaden mit mehr als 5 m Länge werden mehrere Immissions-
punkte ermittelt. Dazu wird die Fassade in gleich lange Teilfassa-
den mit nicht mehr als 5 m und nicht weniger als 2,5 m Länge
aufgeteilt. Die Immissionspunkte liegen immer auf der Mitte der
Fassade oder Teilfassade.
Mehrere aufeinander folgende Fassadenabschnitte mit weniger als
jeweils 2,5 m Länge, die zusammen eine Länge von mehr als 5 m
haben, werden wie eine zusammenhängende Fassade betrachtet
und ebenfalls in Teilfassaden aufgeteilt.
3.2 Berechnung der Lärmindizes
Die Berechnung der Lärmindizes erfolgt jeweils für den Straßen-
lärm, Schienenlärm, Fluglärm und Industrie- und Gewerbelärm
getrennt, entsprechend den Vorläufigen Berechnungsmethoden für
den Umgebungslärm [4 bis 7].
3.3 Zuordnung von Einwohnerzahlen zu Gebäuden
Die Ermittlung der Belastetenzahlen baut auf die Verwendung amt-
lich verfügbarer Daten auf. Dies können sowohl Daten amtlicher
Stellen wie die Geschosszahl GZ oder auch die Grundfläche G
eines Gebäudes als auch statistische Angaben zur pro Einwohner
verfügbaren Wohnfläche, bezogen auf die betrachteten Immis-
sionspunkte, sein.
Verfahren zur Zuordnung der Einwohnerzahlen zu Gebäuden
anhand verschiedener Datengrundlagen sind in den Nummern
3.3.1 bis 3.3.4 aufgeführt.
Voraussetzung für die Schätzung der Einwohnerzahlen pro
Gebäude ist bei ungenauer Datenlage immer die Grundfläche G
eines Gebäudes und die Geschosszahl GZ.
3.3.1 Einwohnerzahlen liegen für unterschiedliche Bezugsräume
vor
Nach der in der nachfolgenden Tabelle beschriebenen Methode
wird in Abhängigkeit von der Art der zur Verfügung stehenden
Einwohnerzahlen die Zahl der Bewohner eines Gebäudes
bestimmt.

Einwohnerzahlen
liegen vor für:

Einwohnerzahlen EZ werden für das jeweils betrach-
tete Gebäude wie folgt bestimmt:

Wohnungen

Gebäude Einwohnerzahlen werden direkt dem betrach-
teten Gebäude zugewiesen.

Baublockseiten

Baublöcke

Ortsteile

Ort

Es bedeuten:
EZ = Einwohnerzahl
V = Volumen von zu Wohnzwecken genutzten Gebäuden
GZ = Geschosszahl
G = Grundfläche des Gebäudes
h = Geschosshöhe in m (als mittlere Geschosshöhe kann

3 Meter angenommen werden).
„gesamt“ steht für eine auf das gesamte Untersuchungsgebiet
(etwa Baublock oder Ort) bezogene Angabe

*) Hinweis: Für die programmtechnische Umsetzung wird aus algorith-
mischen Gründen ein einheitlicher Abstand von 0,1 m vor der Fassade
empfohlen.

3.3.2 Wohnflächen pro Einwohner liegen für unterschiedliche
Bezugsräume vor
Nach der in der nachfolgenden Tabelle beschriebenen Methode
wird die Zahl der Bewohner eines Gebäudes bestimmt, wenn die
Wohnfläche pro Einwohner bekannt ist.

Wohnflächen pro
Einwohner liegen
vor für:

Einwohnerzahlen EZ werden für das jeweils betrach-
tete Gebäude wie folgt bestimmt:

Baublockseiten

Baublöcke

Ortsteile

Ort

Es bedeuten:
EZ = Einwohnerzahl
GZ = Geschosszahl
G = Grundfläche des Gebäudes
WE= Wohnfläche pro Einwohner
„0,8“ ist der Umrechnungsfaktor Bruttogeschossfläche nach
Wohnfläche

H i n w e i s : Die „Wohnfläche pro Einwohner“ ist erfahrungs-
gemäß erst ab der Ebene „Baublockseite“ verfügbar.

Aktuelle Angaben sind bei den Statistischen Ämtern des Bundes
und der Länder verfügbar. Für das Jahr 2003 werden vom Statisti-
schen Bundesamt etwa folgende Mittelwerte angegeben:
— Alte Bundesländer: WE = 41 m2 Wohnfläche/Einw.
— Neue Bundesländer: WE = 38 m2 Wohnfläche/Einw.
3.3.3 Wohnflächen liegen für unterschiedliche Bezugsräume vor
Nach der in der nachfolgenden Tabelle beschriebenen Methode
wird in Abhängigkeit von der Art der zur Verfügung stehenden
Wohnflächen die Zahl der Bewohner eines Gebäudes bestimmt.

Wohnflächen liegen
vor für:

Einwohnerzahlen EZ werden für das jeweils betrach-
tete Gebäude wie folgt bestimmt:

Wohnungen

Gebäude

Baublockseiten

Baublöcke

Ortsteile

Ort

Es bedeuten:
EZ = Einwohnerzahl
V = Volumen von zu Wohnzwecken genutzten Gebäuden
GZ = Geschosszahl
G = Grundfläche des Gebäudes
F = Wohnfläche
WE = Wohnfläche pro Einwohner

(Hinweise siehe Nummer 3.3.2)
h = Geschosshöhe in m (als mittlere Geschosshöhe

kann 3 Meter angenommen werden).
„gesamt“ steht für eine auf das gesamte Untersuchungsgebiet
(etwa Baublock oder Ort) bezogene Angabe

3.3.4 Weder Einwohnerzahlen noch Wohnflächen liegen vor
Nach der in der nachfolgenden Tabelle beschriebenen Methode
wird die Zahl der Bewohner eines Gebäudes bestimmt, wenn
weder Einwohnerzahlen noch Wohnflächen der Wohnungen
bekannt sind.

Einwohnerzahlen EZ werden für das jeweils betrachtete Gebäude wie folgt
bestimmt:

Es bedeuten:
EZ = Einwohnerzahl
GZ = Geschosszahl
G = Grundfläche des Gebäudes
WE = Wohnfläche pro Einwohner

(Hinweise siehe 3.3.2)
„0,8“ ist der Umrechnungsfaktor Bruttogeschossfläche nach
Wohnfläche

3.4 Ermittlung von Belastetenzahlen in den einzelnen Pegelberei-
chen
Da die Lage, die Größe und der Grundriss der Wohnungen in den
Gebäuden im Allgemeinen nicht bekannt sind, werden als Nähe-
rung alle Einwohner eines Gebäudes gleichmäßig auf die für das
Gebäude festgelegten Immissionspunkte verteilt. Der so bestimmte
Wert „Einwohner pro Immissionspunkt“ wird dem Immissionswert
an diesem Punkt zugeordnet.
Durch die Vorgaben zur Festlegung der Immissionspunkte ist wei-
testgehend sichergestellt, dass für jede Wohnung mindestens ein
Immissionspunkt ermittelt wird.
Die Immissionspegel werden mit den ihnen zugeordneten Einwoh-
nerzahlen in den Pegelbereichen nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 der
34. BImSchV zusammengefasst. Aufgrund der hohen Anzahl an
Immissionspunkten (oft für relativ wenige Einwohner) ist es not-
wendig, die Zahl der Belasteten in den einzelnen Berechnungs-
schritten durchgehend mit Fließkommazahlen zu berechnen.
Die Ergebnisse je Pegelbereich sind auf 100 Einwohner zu runden.
4 Ermittlung von lärmbelasteten Flächen
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 der 34. BImSchV ist eine tabellarische
Angabe über lärmbelastete Flächen, die mit LDEN-Werten von grö-
ßer als 55, 65 und 75 dB belastet sind, erforderlich. Die Angabe hat
getrennt für jede Lärmart zu erfolgen.
Der Ermittlung der Flächenanteile liegen die Lärmkarten für die
einzelnen Quellen zugrunde. In Abhängigkeit von der Rasterweite
wird jedem Berechnungspunkt die entsprechende Fläche zugeord-
net. Für ein 10 m × 10 m Raster repräsentiert ein Immissionspunkt
eine Fläche von 100 m2, die mit dem berechneten Pegel belastet ist.
Aufgrund der geringen Flächen der einzelnen Rasterpunkte ist es
notwendig, die Zwischenergebnisse mit einer Auflösung von 1 m2

zu bestimmen.
Die Gesamtfläche je Pegelbereich ist in km2 (auf ganze Quadrat-
kilometer gerundet) anzugeben.
Rasterpunkte, auf denen keine Berechung der Immissionspegel
erfolgt (z. B. innerhalb von Gebäuden mit einer Höhe größer 4 m,
Wasserflächen), werden bei der Ermittlung der Flächenanteile
nicht berücksichtigt.
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5 Ermittlung von lärmbelasteten Wohnungen, Schulen und
Krankenhäusern
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 in Verbindung mit § 4 Abs. 6 der
34. BImSchV ist eine tabellarische Angabe über die geschätzte Zahl
der lärmbelasteten Wohnungen, Schulen und Krankenhäuser, die
in Gebieten liegen, die mit LDEN-Werten von über 55, 65 und 75 dB
belastet sind, erforderlich. Die Angabe hat getrennt für jede Lärm-
art zu erfolgen.
Die Zuordnung von Wohnungen zu Immissionspegeln erfolgt in
Analogie zur Methode der Ermittlung der Belastetenzahlen (siehe
Nummer 3). Wenn die Zahl der Bewohner pro Wohnung nicht
bekannt ist, kann von einem Wert von 2,1 Bewohnern pro Woh-
nung ausgegangen werden.
Für die Zuordnung von Schulen und Krankenhäusern zu Immis-
sionspegeln wird ein energetischer Mittelwert aus den einzelnen
Werten analog der Methode zur Ermittlung der Belastetenzahlen
verwendet.
6 Quellenverzeichnis
[1] Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom

25. Juni 2002 über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm
[2] Gesetz zur Umsetzung der EG-Richtlinie über die Bewertung und

Bekämpfung von Umgebungslärm vom 24. Juni 2005, BGBl. Teil I Nr. 38
vom 29. Juni 2005

[3] Vierunddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (Verordnung über die Lärmkartierung —
34. BImSchV) vom 6. März 2006, BGBl. Teil I Nr. 12 vom 15. März 2006

[4] Vorläufige Berechnungsmethode für den Umgebungslärm an Straßen
(VBUS), Bekanntmachung der Vorläufigen Berechnungsverfahren für
den Umgebungslärm vom 22. Mai 2006, Bundesanzeiger Nr. 154a vom
17. August 2006

[5] Vorläufige Berechnungsmethode für den Umgebungslärm an Schienen-
wegen (VBUSch), Bekanntmachung der Vorläufigen Berechnungsver-
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Nr. 154a vom 17. August 2006
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[7] Vorläufige Berechnungsmethode für den Umgebungslärm durch Indus-
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anzeiger Nr. 154a vom 17. August 2006
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7 Beispiel: Ermittlung von Belastetenzahlen
7.1 Festlegung der Position der Immissionspunkte
Um die Grundregeln zur Festlegung der Position der Immissions-
punkte besser veranschaulichen zu können, wird beispielhaft das
Setzen von Immissionspunkten für ein stärker strukturiertes
Gebäude (Abbildung 1) betrachtet.

Abbildung 1: Beispiel zur Festlegung der Position der maßgeb-
lichen Immissionspunkte

Bei der Festlegung der Position der maßgeblichen Immissions-
punkte bei diesem Beispiel wird wie folgt vorgegangen:
— Alle Fassaden mit mehr als 5 m Länge werden in Teilfassaden

zerlegt. Für jede Teilfassade wird ein Immissionspunkt berech-
net (I und II).

— Für jede verbleibende Fassade mit mehr als 2,5 m Länge wird je
ein Immissionspunkt berechnet (III).

— Für alle verbleibenden Fassaden wird geprüft, ob mehrere auf-
einander folgende kurze Fassaden zusammen eine Länge von
mehr als 5 m aufweisen. Ist dies der Fall (IV), so werden sie als
eine Fassade behandelt und dem entsprechend Immissions-
punkte berechnet.

— Für die restlichen Fassaden werden keine Immissionspunkte
untersucht.

7.2 Eingangsdaten
Um die Grundregeln der Ermittlung der Belastetenzahlen eines
Gebäudes besser veranschaulichen zu können, wird die Vor-
gehensweise für ein Beispielgebäude betrachtet (Abbildung 2).

Gebäudeansicht

Gebäudegrundfläche

Bei dem Beispielgebäude han-
delt es sich um ein Haus mit
ausschließlicher Wohnnutzung.
Datenlage:
Es sind weder Einwohnerzahlen
noch Wohnflächen für das
Gebäude bekannt. Für den Ort
wird jedoch die mittlere Wohn-
fläche/Einwohner mit 35 m2

angegeben.
Für die Ermittlung der Einwoh-
nerzahl und deren Zuordnung
zu Pegelbereichen nach
Anhang VI der Umgebungs-
lärmrichtlinie wird von folgen-
den Parametern ausgegangen:
Geschosszahl (GZ): 3
Grundfläche (G): 140 m2

Maßgebliche
Immissionspunkte: 15

Abbildung 2: Beispiel — Ermittlung der Belastetenzahl eines
Gebäudes
7.3 Ermittlung von Belastetenzahlen in den einzelnen Pegelberei-
chen
Ermittlung der Einwohnerzahl
Die Einwohnerzahl errechnet sich gemäß 3.3.2 nach der Gleichung:

Zuordnung der Einwohner zu Immissionspunkten

Zuordnung der Einwohner zu Pegelbereichen
Die Berechnung der Immissionspegel ergibt folgende Werte:

Immissionspunkt
LDEN
(dB)

LNight
(dB)

Pegelbereich
LDEN LNight

1 64 58 60—64 55—59
2 64 58 60—64 55—59
3 65 59 65—69 55—59
4 64 58 60—64 55—59
5 64 58 60—64 55—59
6 60 54 60—64 50—54
7 58 52 55—59 50—54
8 55 49 55—59 (45—49)
9 55 49 55—59 (45—49)
10 55 49 55—59 (45—49)
11 55 49 55—59 (45—49)
12 55 49 55—59 (45—49)
13 55 49 55—59 (45—49)
14 58 52 55—59 50—54
15 60 54 60—64 50—54

In den einzelnen Pegelbereichen sind folgende Einwohner belas-
tet:

Pegelbereich Belastete
(Einwohner)

Pegelbereich Belastete
(Einwohner)LDEN LNight

(45—49) (3,84)
50—54 2,56

55—59 5,12 55—59 3,2
60—64 3,84 60—64 —
65—69 0,64 65—69 —
70—74 — > 70 —
> 75 —

Insgesamt: 9,60 Insgesamt: 5,76 (9,60)
8 Beispiel: Ermittlung von lärmbelasteten Wohnungen
8.1 Festlegung der Position der Immissionspunkte
Die Festlegung der Position der Immissionspunkte erfolgt entspre-
chend dem Beispiel in 7.1.
8.2 Ermittlung der Anzahl der Wohnungen in den einzelnen
Pegelbereichen
Die Zuordnung der Einwohner zu den Immissionspunkten erfolgt
entsprechend dem Beispiel in 7.2.
Da die Zahl der Bewohner pro Wohnung nicht bekannt ist, wird
vom Standardwert 2,1 Bewohner pro Wohnung ausgegangen.

0,64 Einwohner/Immissionspunkt
= 0,30 Wohnungen/Immis-

sionspunkt2,1 Einwohner/Wohnung
In den Pegelbereichen liegen dann folgende Wohnungen

Pegelbereich Wohnungen

LDEN

55—64 4,20
65—74 0,30
> 75 —

Insgesamt: 4,50
In dem Pegelbereich größer 55 dB liegen 4,50 Wohnungen, im
Pegelbereich größer 65 dB liegen 0,30 Wohnungen.
9 Beispiel: Ermittlung von lärmbelasteten Schulen und Kranken-
häusern
9.1 Festlegung der Position der Immissionspunkte
Die Festlegung der Position der Immissionspunkte erfolgt entspre-
chend dem Beispiel in 7.1.
9.2 Ermittlung des Mittelungspegels von Schulen und Kranken-
häusern
Für die einzelnen Immissionspunkte wurden für den LDEN die
Werte entsprechend der Tabelle in Nummer 7.3 ermittelt.
Für die Schule bzw. das Krankenhaus ergibt sich ein energetischer
Mittelungspegel von 61 dB.

■ Eisenbahn-Bundesamt
— Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken —

[1402 A]Öffentliche Bekanntmachung
gemäß § 23 Abs. 2

des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG)
— Freistellung von Bahnbetriebszwecken

betreffend zwei Flurstücke
in der Gemeinde Neufahrn bei Freising —

Vom 10. April 2007

Nachstehend wird die Aufforderung zur Abgabe einer Stellung-
nahme gemäß § 23 Abs. 2 AEG vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I
S. 2378, 2396), der durch Artikel 1 Nr. 11a des Gesetzes vom
27. April 2005 (BGBl. I S. 1138) eingefügt worden ist, öffentlich
bekannt gegeben.
Beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken,
ist ein Antrag der DB Netz AG auf Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken gemäß § 23 AEG für die Flurstücke Nummer 447 und 448
in der Gemeinde Neufahrn bei Freising, Gemarkung Neufahrn bei
Freising, Streckennummer 5500 München Hbf—Regensburg Hbf,
Streckenkilometer 30,14—30,24, eingegangen.
Hiermit werden die Eisenbahnverkehrsunternehmen, die nach § 1
Abs. 2 des Regionalisierungsgesetzes vom 27. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2378, 2395), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes
vom 29. Juni 2006 (BGBl. I S. 1402) geändert worden ist, bestimm-
ten Stellen, die zuständigen Träger der Landes- und Regionalpla-
nung, die betroffenen Gemeinden sowie die Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen, soweit deren Eisenbahninfrastruktur an die vom
Antrag betroffene Eisenbahninfrastruktur anschließt, zur Stellung-
nahme zum oben genannten Antrag aufgefordert.
Die Antragsunterlagen können beim Eisenbahn-Bundesamt,
Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, Untermainkai 23—25, 60329
Frankfurt, während der Dienststunden eingesehen werden.
Mit der Stellungnahme besteht Gelegenheit, Anregungen und
Bedenken, die für oder gegen die Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken der genannten Flurstücke sprechen, vorzutragen.
Die Stellungnahme ist dem Eisenbahn-Bundesamt unter der oben
genannten Adresse innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach
dieser Veröffentlichung zu übermitteln.

Frankfurt, den 10. April 2007
55191 Paw 07 - 1930

Eisenbahn-Bundesamt
— Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken —

Im Auftrag
Dr. D i e t r i c h

★

[1400 A]Öffentliche Bekanntmachung
gemäß § 23 Abs. 2

des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG)
— Freistellung von Bahnbetriebszwecken

betreffend ein Flurstück in der Stadt Vilsbiburg —
Vom 11. April 2007

Nachstehend wird die Aufforderung zur Abgabe einer Stellung-
nahme gemäß § 23 Abs. 2 AEG vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I
S. 2378, 2396), der durch Artikel 1 Nr. 11a des Gesetzes vom
27. April 2005 (BGBl. I S. 1138) eingefügt worden ist, öffentlich
bekannt gegeben.
Beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken,
ist ein Antrag der DB Netz AG auf Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken gemäß § 23 AEG für das Flurstück Nummer 1226/52
(Größe etwa 768 m2) in der Stadt Vilsbiburg, Gemarkung Vils-
biburg, Streckennummer 5720 Neumarkt St. Veit—Landshut, Stre-
ckenkilometer 16,96—17,05, eingegangen.
Hiermit werden die Eisenbahnverkehrsunternehmen, die nach § 1
Abs. 2 des Regionalisierungsgesetzes vom 27. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2378, 2395), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes
vom 29. Juni 2006 (BGBl. I S. 1402) geändert worden ist, bestimm-
ten Stellen, die zuständigen Träger der Landes- und Regionalpla-
nung, die betroffenen Gemeinden sowie die Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen, soweit deren Eisenbahninfrastruktur an die vom
Antrag betroffene Eisenbahninfrastruktur anschließt, zur Stellung-
nahme zum oben genannten Antrag aufgefordert.
Die Antragsunterlagen können beim Eisenbahn-Bundesamt,
Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, Untermainkai 23—25, 60329
Frankfurt, während der Dienststunden eingesehen werden.
Mit der Stellungnahme besteht Gelegenheit, Anregungen und
Bedenken, die für oder gegen die Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken des genannten Flurstücks sprechen, vorzutragen.
Die Stellungnahme ist dem Eisenbahn-Bundesamt unter der oben
genannten Adresse innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach
dieser Veröffentlichung zu übermitteln.

Frankfurt, den 11. April 2007
55191 Paw 07 - 1931

Eisenbahn-Bundesamt
— Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken —

Im Auftrag
Dr. D i e t r i c h

★

[1401 A]Öffentliche Bekanntmachung
gemäß § 23 Abs. 2

des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG)
— Freistellung von Bahnbetriebszwecken

betreffend Flurstücke in der Gemeinde Herbertsfelden —
Vom 11. April 2007

Nachstehend wird die Aufforderung zur Abgabe einer Stellung-
nahme gemäß § 23 Abs. 2 AEG vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I
S. 2378, 2396), der durch Artikel 1 Nr. 11a des Gesetzes vom
27. April 2005 (BGBl. I S. 1138) eingefügt worden ist, öffentlich
bekannt gegeben.
Beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken,
ist ein Antrag der DB Netz AG auf Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken gemäß § 23 AEG für die Flurstücke Nr. 47/33, 793/11 und
793/17 in der Gemeinde Herbertsfelden, Gemarkung Linden, Stre-
ckennummer 5832 Passau—Neumarkt St. Veit, km 71,92—72,23,
eingegangen.
Hiermit werden die Eisenbahnverkehrsunternehmen, die nach § 1
Abs. 2 des Regionalisierungsgesetzes vom 27. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2378, 2395), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes
vom 29. Juni 2006 (BGBl. I S. 1402) geändert worden ist, bestimm-
ten Stellen, die zuständigen Träger der Landes- und Regionalpla-
nung, die betroffenen Gemeinden sowie die Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen, soweit deren Eisenbahninfrastruktur an die vom
Antrag betroffene Eisenbahninfrastruktur anschließt, zur Stellung-
nahme zum oben genannten Antrag aufgefordert.
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5 Ermittlung von lärmbelasteten Wohnungen, Schulen und
Krankenhäusern
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 in Verbindung mit § 4 Abs. 6 der
34. BImSchV ist eine tabellarische Angabe über die geschätzte Zahl
der lärmbelasteten Wohnungen, Schulen und Krankenhäuser, die
in Gebieten liegen, die mit LDEN-Werten von über 55, 65 und 75 dB
belastet sind, erforderlich. Die Angabe hat getrennt für jede Lärm-
art zu erfolgen.
Die Zuordnung von Wohnungen zu Immissionspegeln erfolgt in
Analogie zur Methode der Ermittlung der Belastetenzahlen (siehe
Nummer 3). Wenn die Zahl der Bewohner pro Wohnung nicht
bekannt ist, kann von einem Wert von 2,1 Bewohnern pro Woh-
nung ausgegangen werden.
Für die Zuordnung von Schulen und Krankenhäusern zu Immis-
sionspegeln wird ein energetischer Mittelwert aus den einzelnen
Werten analog der Methode zur Ermittlung der Belastetenzahlen
verwendet.
6 Quellenverzeichnis
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25. Juni 2002 über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm
[2] Gesetz zur Umsetzung der EG-Richtlinie über die Bewertung und

Bekämpfung von Umgebungslärm vom 24. Juni 2005, BGBl. Teil I Nr. 38
vom 29. Juni 2005

[3] Vierunddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-
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7 Beispiel: Ermittlung von Belastetenzahlen
7.1 Festlegung der Position der Immissionspunkte
Um die Grundregeln zur Festlegung der Position der Immissions-
punkte besser veranschaulichen zu können, wird beispielhaft das
Setzen von Immissionspunkten für ein stärker strukturiertes
Gebäude (Abbildung 1) betrachtet.

Abbildung 1: Beispiel zur Festlegung der Position der maßgeb-
lichen Immissionspunkte

Bei der Festlegung der Position der maßgeblichen Immissions-
punkte bei diesem Beispiel wird wie folgt vorgegangen:
— Alle Fassaden mit mehr als 5 m Länge werden in Teilfassaden

zerlegt. Für jede Teilfassade wird ein Immissionspunkt berech-
net (I und II).

— Für jede verbleibende Fassade mit mehr als 2,5 m Länge wird je
ein Immissionspunkt berechnet (III).

— Für alle verbleibenden Fassaden wird geprüft, ob mehrere auf-
einander folgende kurze Fassaden zusammen eine Länge von
mehr als 5 m aufweisen. Ist dies der Fall (IV), so werden sie als
eine Fassade behandelt und dem entsprechend Immissions-
punkte berechnet.

— Für die restlichen Fassaden werden keine Immissionspunkte
untersucht.

7.2 Eingangsdaten
Um die Grundregeln der Ermittlung der Belastetenzahlen eines
Gebäudes besser veranschaulichen zu können, wird die Vor-
gehensweise für ein Beispielgebäude betrachtet (Abbildung 2).

Gebäudeansicht

Gebäudegrundfläche

Bei dem Beispielgebäude han-
delt es sich um ein Haus mit
ausschließlicher Wohnnutzung.
Datenlage:
Es sind weder Einwohnerzahlen
noch Wohnflächen für das
Gebäude bekannt. Für den Ort
wird jedoch die mittlere Wohn-
fläche/Einwohner mit 35 m2

angegeben.
Für die Ermittlung der Einwoh-
nerzahl und deren Zuordnung
zu Pegelbereichen nach
Anhang VI der Umgebungs-
lärmrichtlinie wird von folgen-
den Parametern ausgegangen:
Geschosszahl (GZ): 3
Grundfläche (G): 140 m2

Maßgebliche
Immissionspunkte: 15

Abbildung 2: Beispiel — Ermittlung der Belastetenzahl eines
Gebäudes
7.3 Ermittlung von Belastetenzahlen in den einzelnen Pegelberei-
chen
Ermittlung der Einwohnerzahl
Die Einwohnerzahl errechnet sich gemäß 3.3.2 nach der Gleichung:

Zuordnung der Einwohner zu Immissionspunkten

Zuordnung der Einwohner zu Pegelbereichen
Die Berechnung der Immissionspegel ergibt folgende Werte:

Immissionspunkt
LDEN
(dB)

LNight
(dB)

Pegelbereich
LDEN LNight

1 64 58 60—64 55—59
2 64 58 60—64 55—59
3 65 59 65—69 55—59
4 64 58 60—64 55—59
5 64 58 60—64 55—59
6 60 54 60—64 50—54
7 58 52 55—59 50—54
8 55 49 55—59 (45—49)
9 55 49 55—59 (45—49)
10 55 49 55—59 (45—49)
11 55 49 55—59 (45—49)
12 55 49 55—59 (45—49)
13 55 49 55—59 (45—49)
14 58 52 55—59 50—54
15 60 54 60—64 50—54

In den einzelnen Pegelbereichen sind folgende Einwohner belas-
tet:

Pegelbereich Belastete
(Einwohner)

Pegelbereich Belastete
(Einwohner)LDEN LNight

(45—49) (3,84)
50—54 2,56

55—59 5,12 55—59 3,2
60—64 3,84 60—64 —
65—69 0,64 65—69 —
70—74 — > 70 —
> 75 —

Insgesamt: 9,60 Insgesamt: 5,76 (9,60)
8 Beispiel: Ermittlung von lärmbelasteten Wohnungen
8.1 Festlegung der Position der Immissionspunkte
Die Festlegung der Position der Immissionspunkte erfolgt entspre-
chend dem Beispiel in 7.1.
8.2 Ermittlung der Anzahl der Wohnungen in den einzelnen
Pegelbereichen
Die Zuordnung der Einwohner zu den Immissionspunkten erfolgt
entsprechend dem Beispiel in 7.2.
Da die Zahl der Bewohner pro Wohnung nicht bekannt ist, wird
vom Standardwert 2,1 Bewohner pro Wohnung ausgegangen.

0,64 Einwohner/Immissionspunkt
= 0,30 Wohnungen/Immis-

sionspunkt2,1 Einwohner/Wohnung
In den Pegelbereichen liegen dann folgende Wohnungen

Pegelbereich Wohnungen

LDEN

55—64 4,20
65—74 0,30
> 75 —

Insgesamt: 4,50
In dem Pegelbereich größer 55 dB liegen 4,50 Wohnungen, im
Pegelbereich größer 65 dB liegen 0,30 Wohnungen.
9 Beispiel: Ermittlung von lärmbelasteten Schulen und Kranken-
häusern
9.1 Festlegung der Position der Immissionspunkte
Die Festlegung der Position der Immissionspunkte erfolgt entspre-
chend dem Beispiel in 7.1.
9.2 Ermittlung des Mittelungspegels von Schulen und Kranken-
häusern
Für die einzelnen Immissionspunkte wurden für den LDEN die
Werte entsprechend der Tabelle in Nummer 7.3 ermittelt.
Für die Schule bzw. das Krankenhaus ergibt sich ein energetischer
Mittelungspegel von 61 dB.

■ Eisenbahn-Bundesamt
— Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken —

[1402 A]Öffentliche Bekanntmachung
gemäß § 23 Abs. 2

des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG)
— Freistellung von Bahnbetriebszwecken

betreffend zwei Flurstücke
in der Gemeinde Neufahrn bei Freising —

Vom 10. April 2007

Nachstehend wird die Aufforderung zur Abgabe einer Stellung-
nahme gemäß § 23 Abs. 2 AEG vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I
S. 2378, 2396), der durch Artikel 1 Nr. 11a des Gesetzes vom
27. April 2005 (BGBl. I S. 1138) eingefügt worden ist, öffentlich
bekannt gegeben.
Beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken,
ist ein Antrag der DB Netz AG auf Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken gemäß § 23 AEG für die Flurstücke Nummer 447 und 448
in der Gemeinde Neufahrn bei Freising, Gemarkung Neufahrn bei
Freising, Streckennummer 5500 München Hbf—Regensburg Hbf,
Streckenkilometer 30,14—30,24, eingegangen.
Hiermit werden die Eisenbahnverkehrsunternehmen, die nach § 1
Abs. 2 des Regionalisierungsgesetzes vom 27. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2378, 2395), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes
vom 29. Juni 2006 (BGBl. I S. 1402) geändert worden ist, bestimm-
ten Stellen, die zuständigen Träger der Landes- und Regionalpla-
nung, die betroffenen Gemeinden sowie die Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen, soweit deren Eisenbahninfrastruktur an die vom
Antrag betroffene Eisenbahninfrastruktur anschließt, zur Stellung-
nahme zum oben genannten Antrag aufgefordert.
Die Antragsunterlagen können beim Eisenbahn-Bundesamt,
Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, Untermainkai 23—25, 60329
Frankfurt, während der Dienststunden eingesehen werden.
Mit der Stellungnahme besteht Gelegenheit, Anregungen und
Bedenken, die für oder gegen die Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken der genannten Flurstücke sprechen, vorzutragen.
Die Stellungnahme ist dem Eisenbahn-Bundesamt unter der oben
genannten Adresse innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach
dieser Veröffentlichung zu übermitteln.

Frankfurt, den 10. April 2007
55191 Paw 07 - 1930

Eisenbahn-Bundesamt
— Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken —

Im Auftrag
Dr. D i e t r i c h

★

[1400 A]Öffentliche Bekanntmachung
gemäß § 23 Abs. 2

des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG)
— Freistellung von Bahnbetriebszwecken

betreffend ein Flurstück in der Stadt Vilsbiburg —
Vom 11. April 2007

Nachstehend wird die Aufforderung zur Abgabe einer Stellung-
nahme gemäß § 23 Abs. 2 AEG vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I
S. 2378, 2396), der durch Artikel 1 Nr. 11a des Gesetzes vom
27. April 2005 (BGBl. I S. 1138) eingefügt worden ist, öffentlich
bekannt gegeben.
Beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken,
ist ein Antrag der DB Netz AG auf Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken gemäß § 23 AEG für das Flurstück Nummer 1226/52
(Größe etwa 768 m2) in der Stadt Vilsbiburg, Gemarkung Vils-
biburg, Streckennummer 5720 Neumarkt St. Veit—Landshut, Stre-
ckenkilometer 16,96—17,05, eingegangen.
Hiermit werden die Eisenbahnverkehrsunternehmen, die nach § 1
Abs. 2 des Regionalisierungsgesetzes vom 27. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2378, 2395), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes
vom 29. Juni 2006 (BGBl. I S. 1402) geändert worden ist, bestimm-
ten Stellen, die zuständigen Träger der Landes- und Regionalpla-
nung, die betroffenen Gemeinden sowie die Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen, soweit deren Eisenbahninfrastruktur an die vom
Antrag betroffene Eisenbahninfrastruktur anschließt, zur Stellung-
nahme zum oben genannten Antrag aufgefordert.
Die Antragsunterlagen können beim Eisenbahn-Bundesamt,
Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, Untermainkai 23—25, 60329
Frankfurt, während der Dienststunden eingesehen werden.
Mit der Stellungnahme besteht Gelegenheit, Anregungen und
Bedenken, die für oder gegen die Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken des genannten Flurstücks sprechen, vorzutragen.
Die Stellungnahme ist dem Eisenbahn-Bundesamt unter der oben
genannten Adresse innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach
dieser Veröffentlichung zu übermitteln.

Frankfurt, den 11. April 2007
55191 Paw 07 - 1931

Eisenbahn-Bundesamt
— Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken —

Im Auftrag
Dr. D i e t r i c h

★

[1401 A]Öffentliche Bekanntmachung
gemäß § 23 Abs. 2

des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG)
— Freistellung von Bahnbetriebszwecken

betreffend Flurstücke in der Gemeinde Herbertsfelden —
Vom 11. April 2007

Nachstehend wird die Aufforderung zur Abgabe einer Stellung-
nahme gemäß § 23 Abs. 2 AEG vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I
S. 2378, 2396), der durch Artikel 1 Nr. 11a des Gesetzes vom
27. April 2005 (BGBl. I S. 1138) eingefügt worden ist, öffentlich
bekannt gegeben.
Beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken,
ist ein Antrag der DB Netz AG auf Freistellung von Bahnbetriebs-
zwecken gemäß § 23 AEG für die Flurstücke Nr. 47/33, 793/11 und
793/17 in der Gemeinde Herbertsfelden, Gemarkung Linden, Stre-
ckennummer 5832 Passau—Neumarkt St. Veit, km 71,92—72,23,
eingegangen.
Hiermit werden die Eisenbahnverkehrsunternehmen, die nach § 1
Abs. 2 des Regionalisierungsgesetzes vom 27. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2378, 2395), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes
vom 29. Juni 2006 (BGBl. I S. 1402) geändert worden ist, bestimm-
ten Stellen, die zuständigen Träger der Landes- und Regionalpla-
nung, die betroffenen Gemeinden sowie die Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen, soweit deren Eisenbahninfrastruktur an die vom
Antrag betroffene Eisenbahninfrastruktur anschließt, zur Stellung-
nahme zum oben genannten Antrag aufgefordert.
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